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Vorwort 
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Abgabe kritisch durchgelesen und mir dadurch wertvolle Hilfe geleistet; sie 
haben dies in überaus kurzer Zeit getan und so die Abgabe sogar vor dem ur-
sprünglich anvisierten Zeitpunkt ermöglicht. 

Dank gebührt Frau Professorin Dr. Ute Mager für die Erstellung des 
Zweitgutachtens, des weiteren Herrn Professor Dr. Thilo Marauhn und 
Herrn Professor Dr. Christian Walter sowie Herrn Dr. Franz-Peter Gillig für 
die Aufnahme der Arbeit in die Reihe „Jus Internationale et Europaeum". 

Mein besonders herzlicher Dank gilt Herrn Professor Dr. Dr. h.c. Eber-
hard Schmidt-Aßmann. Er hat meine Begeisterung für das Öffentliche Recht 
und besonders für das Europarecht geweckt. Er hat den Anstoß zu dieser Ar-
beit gegeben, ihre Entstehung insbesondere durch seine uneingeschränkte 
Diskussionsbereitschaft, aber auch durch die Ausübung „heilsamen Drucks" 
wesentlich gefordert und schließlich das Erstgutachten in kürzester Zeit er-
stellt. 

Schließlich danke ich von ganzem Herzen meinen Eltern, Frau Gerlinde 
und Herrn Werner Schenk, die mich während meines gesamten bisherigen 
Lebenswegs in jeder erdenklichen Weise unterstützt haben. Ihnen sowie 
meinem Großvater, Herrn Adolf Küstner, sei diese Arbeit gewidmet. 

Heidelberg, im April 2006 Wolfgang Schenk 
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Einleitung 

Bei Ausübung ihrer vielfältigen Tätigkeiten setzt die Europäische Gemein-
schaft in bestimmten Bereichen auch finanzielle Mittel zur Politikgestaltung 
ein. „Geld ist Voraussetzung europäischer Politik - und zwar bei fort-
schreitender Integration und zunehmender Umverteilung innerhalb der 
Gemeinschaft in immer größerem Umfang."1 Nicht zuletzt dafür ist die 
Gemeinschaft mit nicht unerheblichen finanziellen Ressourcen, hauptsäch-
lich in Form der sog. Eigenmittel im Sinne von Art. 269 Abs. 1 EGV2 aus-
gestattet.3 Die frühere Darstellungsweise des Einzelplans der Kommission 
im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union mit der 
Aufteilung in einen Teil A für Personal- und Verwaltungsausgaben und 
einen Teil B für operationelle Ausgaben4 sollte der Bedeutung dieses As-
pekts des Gemeinschaftshandelns Rechnung tragen und die schnelle Fest-
stellung zulassen, welche Mittel der Gemeinschaft unmittelbar den Be-
günstigten der Finanzhilfen zugute kommen.5 

1 Eckhoff, Lastenverteilung, in: Birk, Europäisches Steuer- und Abgabenrecht, § 7 
Rn. 1. Siehe auch Bieber, in: ders./Epiney/Haag, Europäische Union6, § 5 Rn. 1. 

2 Vgl. hierzu den aufgrund von Art. 269 Abs. 2 EGV ergangenen „Beschluß des Rates 
vom 29. September 2000 über das System der Eigenmittel der Europäischen Gemein-
schaften (2000/597/EG)". Dieser Beschluß weist die Besonderheit auf, daß er zur Erlan-
gung der Rechtsverbindlichkeit erst der Ratifizierung durch die Mitgliedstaaten bedarf. 
Ausführlicher zum Eigenmittelbeschluß Waldhoff, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV2, 
Art. 269 EGV Rn. 3 und unten Kap. 2 A.II.l. 

3 In den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 2005 sind 
Eigenmittel in Höhe von 105.259.468.772 Euro eingestellt; der veranschlagte Gesamtbe-
trag der Einnahmen beläuft sich auf 106.300.000.000 Euro (ABl. EU 2005 Nr. L 60/1-11). 
Der Anteil der Eigenmittel beträgt demnach 99,02 Prozent. 

Im Verhältnis zu den Haushaltsplänen der Mitgliedstaaten erscheint das Haushaltsvolu-
men der Europäischen Union aber eher bescheiden; allein das Volumen des deutschen Bun-
deshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2005 beträgt 254.300.000.000 Euro (§ 1 Haus-
haltsgesetz 2005 vom 8. März 2005; BGBl. IS. 467); vgl. schon Eckhoff, Lastenverteilung, 
in: Birk, Europäisches Steuer- und Abgabenrecht, § 7 Rn. 5; Europäische Union, Finanz-
bericht 2003, S. 4; Graf, Finanzkontrolle, S. 34. 

4 Art. 19 Abs. 1 HO 1977. 
5 Das Volumen des Einzelplan III - Kommission, Teil B betrug im Haushaltsjahr 2003 

92.142.866.000 Euro (ABl. EU 2003 Nr. L 54/11-70). Allerdings fanden sich auch in Teil B 
Mittel, die eigentlich den Personal- und Verwaltungsausgaben zuzurechnen sind, z.B. die 
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Der Einsatz finanzieller Mittel zur Politikgestaltung durch die Gemein-
schaft kommt in vielerlei Bereichen vor. Die Ausgaben der Gemeinschaft 
sind „Spiegel ihrer Aufgaben und so Ausdruck ihrer politischen Hand-
lungsfähigkeit"6. Das Budget setzt sich in erster Linie aus unterschiedlichen 
Konzepten zur Umsetzung vorwiegend national geprägter politischer Prio-
ritäten zusammen.7 Vom Umfang der eingesetzten Mittel eindeutig im 
Vordergrund stehen die Maßnahmen im Bereich der Landwirtschaft und 
der Strukturpolitik9. Diese beiden Bereiche binden zusammen mehr als 75 
Prozent der gesamten zur Verfügung stehenden Mittel.10 Gelder fließen aber 
auch zur Förderung der Forschung", der Bildung oder der Kultur. Emp-
fänger der Mittel können Mitgliedstaaten oder Drittstaaten, Unionsbürger 
oder Bürger von Drittstaaten sein. Die Kommission schätzt den Nutzen der 
eingesetzten Mittel für die EU-Bürger hoch ein; die Vorteile des Binnen-
marktes, eine hoch entwickelte gemeinsame Landwirtschaft, die wirt-
schaftliche Unterstützung ärmerer Regionen zur Förderung der Kohäsion, 
ein hohes Maß an Umweltschutz, die gemeinsamen Forschungsmaßnahmen, 
die Auszubildenden, die bestrebt seien, von- und miteinander zu lernen, die 
Unterstützung der Mobilität von Studierenden und Lehrkräften sowie nicht 
zuletzt das weltweit größte und erfolgreichste Friedensprojekt zeigten, wie 
sinnvoll die Haushaltsmittel der Europäischen Union investiert würden.12 

Von den Rechtswissenschaften wurde dieser Aspekt des Gemeinschafts-
handelns lange Zeit eher spärlich behandelt. Dies dürfte vor allem daran 
liegen, daß die Regelungen in diesem Bereich - abgesehen von den umfas-
senden Kodifikationen gerade für die Gemeinsame Agrarpolitik und für die 
Strukturfonds - einzelfallbezogen und zumeist auch nicht sehr umfangreich 
waren. 

Haushaltslinie B7-5 4 1 A „Unterstützung der westlichen Balkanländer - Verwaltungs-
ausgaben" (ABl. EU 2003 Nr. L 54/11-956). 

6 Schmidhuber, EuR 1991, S. 329 (330). 
7 Graf, Finanzkontrolle, S. 36. 
8 Für das Haushaltsjahr 2005 stehen 49.114.850.000 Euro zur Verfugung (ABl. EU 

2005 Nr. L 60/1-10); zur Agrarfinanzierung ausfuhrlich Mögele, Behandlung fehlerhafter 
Ausgaben. 

9 Für das Haushaltsjahr 2005 stehen 32.396.027.704 Euro zur Verfugung (ABl. EU 
2005 Nr. L 60/1-10); zu den Strukturfonds der Gemeinschaft ausführlich Schöndorf-Hau-
bold, Strukturfonds der EG; Holzwart, Gemeinschaftliche Strukturfonds; weiterhin Hei-
nelt/Kopp-Malek/Lang/Reissert, Entwicklung der Strukturfonds. 

10 Aus diesem Grunde ist der Ansicht Biebers (in: ders./Epiney/Haag, Europäische Uni-
on6, § 5 Rn. 1), die Qualität des Haushalts entspreche immer stärker der Bedeutung staat-
licher Haushalte, zu widersprechen. 

11 Dazu ausführlich Pfeiffer, Forschungs- und Technologiepolitik; Schöpe, Förderung 
der Forschung. 

12 Europäische Union, Finanzbericht 2003, S. 4. 



Einleitung 3 

Der Bereich geriet jedoch Ende der neunziger Jahre des vergangenen 
Jahrhunderts schlagartig in das Bewußtsein sogar der breiten Öffentlichkeit. 
Die Aufdeckung von Mißständen, die zu einer erheblichen Verschwendung 
von Haushaltsmitteln geführt hatten,13 war mit Grund dafür, daß die damals 
amtierende Kommission unter ihrem Präsidenten Jacques Sanier im März 
1999 geschlossen zurückgetreten ist.14 Es hatte sich eine undurchsichtige, 
von der Kommissionsspitze weitgehend auch unkontrollierte Verwaltungs-
struktur entwickelt, die das Bestehen gemeinschaftlicher Stellen außerhalb 
der Organisation der Kommission und die Einschaltung privatrechtlicher 
Einrichtungen umfaßte. Die nachfolgende Kommission unter Romano Prodi 
unternahm von Amtsbeginn an umfangreiche Anstrengungen im Hinblick 
auf eine grundlegende Reform der Kommission.15 Eine der in diesem 
Rahmen durchzuführenden Maßnahmen sollte eine grundlegende Reform 
des Finanzmanagements, eine andere die Ausarbeitung einer Externalisie-
rungspolitik und eines diesbezüglichen Rechtsrahmens sein. Unter Exter-
nalisierung versteht die Kommission die vollständige oder teilweise Dele-
gierung ihrer Aufgaben oder Tätigkeiten im Rahmen der Verwaltung der 
Gemeinschaftsprogramme.16 Gemeinschaftsprogramme ihrerseits sind Pro-
gramme, mit denen die Gemeinschaft durch finanzielle Aufwendungen die 
Erreichung von Gemeinschaftszielen verfolgt.17 

Aus dem umfangreichen Reformwerk besonders hervorzuheben sind die 
Artikel 53 bis 57 der neuen Haushaltsordnung aus dem Jahr 2002. In diesen 
Vorschriften werden Vollzugsmodelle aufgestellt, nach denen gemein-
schaftliche Finanzhilfen vergeben werden sollen.18 Der Regelungsort im 
gemeinschaftlichen Haushaltsrecht mag auf den ersten Blick überraschend 
erscheinen. Doch ist dieser wohl gewählt. Das Haushaltsrecht erfaßt nach 
der üblichen Definition die Vorschriften, die sich mit der internen finan-
ziellen Ordnung von öffentlich-rechtlichen Körperschaften befassen, ins-
besondere mit der internen Aufteilung der diesen jeweils verfügbaren fi-
nanziellen Ressourcen auf die zu erfüllenden Aufgaben („Haushaltspla-

13 Zusammenfassend Ausschuß unabhängiger Sachverständiger, Erster Bericht, 9.2.1 
ff.; siehe auch Craig, ELRev 2003, S. 840 (841, 843 f.); Mehde, ZEuS 2001, S. 403 (418); 
J.-P. Schneider, VVDStRL 2005, S. 238 (250); Tomkins, Yearbook of European Law 19 
(1999-2000), S. 217(246). 

14 Siehe dazu die Presseerklärungen der Kommission IP/99/172 und IP/99/179. 
15 Dazu v.a. Kommission, Reform der Kommission, KOM(2000) 200 endg./2; dies., 

Fortschrittsbericht 2003, COM(2000) 40 endg./2; dies., Fortschrittsbericht 2004, 
KOM(2004) 93 endg.; auch Mehde, ZEuS 2001, S. 403 ff. (insbesondere 422 ff.); Reichen-
bach/von Witzleben, Verwaltungsmodernisierung, in: Siedentopf, Europäischer Verwal-
tungsraum, S. 39 ff. 

16 Kommission, Reform der Kommission I, KOM(2000) 200 endg./2, S. 12. 
17 Vgl. Art. 2 lit. b VO (EG) 58/2003 (Statut der Exekutivagenturen). 
18 Ausfuhrlich unten Kap. 3 B. 
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nung"), mit dem Vollzug des diesem Ziel dienenden Planes, also des Haus-
haltsplanes („Haushaltsvollzug") und mit der Kontrolle der beiden zuvor 
genannten Aspekte („Haushaltskontrolle"). 19 Die Verwaltung der 
Gemeinschaftsprogramme ist unauflösbar mit dem gemeinschaftlichen 
Haushaltsvollzug verbunden. So sind die Artikel 53 bis 57 der neuen 
Haushaltsordnung denn auch unter der Kapitelüberschrift „Arten des Haus-
haltsvollzugs" zu finden. 

Diese Vorschriften haben den Anstoß zu der vorliegenden Untersuchung 
gegeben. Behandelt werden sollen im folgenden aber nicht nur diese Voll-
zugsmodelle. Vielmehr soll umfassender auf denjenigen Bereich eingegan-
gen werden, in dem die Gemeinschaft finanzielle Mittel zur Politikgestal-
tung einsetzt, auf die gemeinschaftliche Leistungsverwaltung. 

19 Kisker, in: Isensee/Kirchhof, HdbStR IV2, § 89 Rn. 25. Zum Haushaltsrecht gehören 
daneben die Vermögens- und die Schuldenwirtschaft. Zu bemerken ist, daß die Europäi-
sche Gemeinschaft zur Finanzierung ihres Haushalts aber grundsätzlich keine Kredite 
aufnehmen darf; der Haushalt wird gemäß Art. 269 Abs. 1 EGV unbeschadet der sonstigen 
Einnahmen „vollständig" aus Eigenmitteln finanziert (vgl. Art. 14 Abs. 2 HO 2002); siehe 
ausführlich Gesmann-Nuissl, Verschuldungsbefugnis. 



Kapitel 1 

Begriff und Bedeutung der gemeinschaftlichen 
Leistungsverwaltung 

„Gemeinschaftliche Leistungsverwaltung"1 ist kein eingeführter Rechtsbe-
griff. Daher muß zunächst das der vorliegenden Arbeit zugrundegelegte 
Verständnis dieses Begriffs geklärt werden (A). Mit der Begriffsbestim-
mung wird zugleich der Rahmen für die weiteren Untersuchungen festge-
setzt. Die Bedeutung der gemeinschaftlichen Leistungsverwaltung soll an-
schließend insbesondere anhand einer Einführung in ihre wichtigsten Teil-
bereiche aufgezeigt werden (B). 

A. Der Begriff der gemeinschaftlichen Leistungsverwaltung 

I. Systematisierung im Bereich der staatlichen Verwaltung 

Bekanntermaßen bestehen verschiedene Möglichkeiten, die diversen Er-
scheinungsformen staatlicher Verwaltung zu systematisieren.2 Am ge-
bräuchlichsten dürfte die an der Art der Verwaltungstätigkeit orientierte Un-
terscheidung in Ordnungs- und Leistungsverwaltung sein:3 Im Rahmen der 
Ordnungsverwaltung schafft die Verwaltung entweder selbst Ordnung, in-
dem sie auf gesetzlicher Grundlage abstrakt-generelle Regelungen trifft 
(z.B. in Form von gemeindlichen Satzungen oder Polizeiverordnungen); 
oder sie hat für die Einhaltung der gesetzlich geregelten Ordnung zu sorgen.4 

1 Siehe schon meinen Beitrag in: Schmidt-Aßmann/Schöndorf-Haubold, Europäischer 
Verwaltungsverbund, S. 265 ff. 

2 Für die Verwaltung auf nationaler Ebene siehe beispielsweise die diversen Ansätze 
bei Ehlers, in: Erichsen/Ehlers, AllgVerwR12, § 1 Rn. 34 ff.: Unterscheidung nach der Art 
der Aufgabenstellung, nach dem Gegenstand der Verwaltung, nach dem Verwaltungsträ-
ger, nach der Rechtsform des Tätigwerdens, nach der Modalität des Handelns und nach der 
Intensität der Gesetzesbindung. 

3 Dazu Schmidt-Aßmann, Ordnungsidee2, Kap. 3 Tz. 100 ff. Zur Leistungsverwaltung 
grundlegend Forsthoff, Verwaltung als Leistungsträger; des weiteren umfassend Haver-
kate, Leistungsstaat; M. Rodt, Subventionsrechtsordnung. 

4 Vgl. Ehlers, in: Erichsen/Ehlers, AllgVerwR12, § 1 Rn. 36; siehe auch Schoch, in: 
Schmidt-Aßmann, BesVerwR13, 2. Kap. Rn. 1 f. 
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Die Leistungsverwaltung trägt demgegenüber durch die für die Bürger un-
mittelbare oder mittelbare Bereitstellung von Einrichtungen, Geld- und 
Sachleistungen zur Verbesserung der Lebensmöglichkeiten bei.5 Für die 
Einordnung einer bestimmten Verwaltungstätigkeit, die mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden sein kann, ist es jedenfalls unerheblich, ob sie 
die Rechtsstellung der Bürger beeinträchtigt. Eingriffe sind kein Charakte-
ristikum der Ordnungsverwaltung; die Vergabe einer Subvention an ein 
Konkurrenzunternehmen etwa kann gleichfalls eine erhebliche Belastung 
darstellen. 

Eine weitere bedeutende Möglichkeit der Systematisierung richtet sich an 
den beteiligten Verwaltungsträgern aus. Dabei lassen sich die beiden gro-
ßen, vom Grundgesetz vorgegebenen Bereiche der Bundes- und der Lan-
desverwaltung ausmachen, die jeweils in unmittelbare und mittelbare Be-
reiche untergliedert sind.6 Angesichts ihrer herausragenden Bedeutung wird 
oftmals die Kommunalverwaltung, obwohl sie eigentlich der Landesver-
waltung zuzurechnen ist,7 als eigenständiger dritter großer Bereich her-
vorgehoben. 

II. Herkömmliche Systematisierung der Verwaltung des 
Gemeinschaftsraums 

Die Verwaltung des Gemeinschaftsraums8 wird dagegen kaum nach der Art 
der Verwaltungstätigkeit systematisiert.9 Im Rahmen des europäischen 
Verwaltungsrechts ist bislang eine Aufgliederung in „Europäische Ord-
nungsverwaltung" und „Europäische Leistungsverwaltung" nicht ge-
bräuchlich. Zur Beschreibung wird vielmehr vornehmlich auf die beteiligten 
Verwaltungsträger10 abgestellt. Im Rahmen des direkten Vollzuges wird das 
EG-Recht durch gemeinschaftseigene Organe, im Rahmen des indirekten 

5 Wolff/Bachof/Stober, VerwR Bd. l" , § 3 Rn. 6; siehe auch Schmidt-Aßmann, Ord-
nungsidee2, Kap. 3 Tz. 102. 

6 Ehlers, in: Erichsen/Ehlers, AllgVerwR12, § 1 Rn. 45; Maurer, AllgVerwR15, § 22, 
§ 23. Für einen Überblick über die unmittelbare und mittelbare Landesverwaltung am 
Beispiel Baden-Württembergs siehe Schenk, VB1BW 2003, S. 461 (462 ff.). 

7 Schmidt-Aßmann/Röhl, in: Schmidt-Aßmann, BesVerwR13, 1. Kap. Rn. 8; Dreier, in: 
ders., GG II, Art. 28 Rn. 79; Gern, Kommunalrecht3, Rn. 119; Kluth, in: Wolff/Ba-
chof/Stober, VerwR Bd. 35, § 94 Rn. 46. 

8 Vgl. Schmidt-Aßmann, EuR 1996, S. 270 (271). 
9 Siehe allerdings Schmidt-Aßmann, in: FS Steinberger, S. 1375 (1376 ff.). Der Begriff 

der „gemeinschaftsrechtlichen Leistungsverwaltung" findet sich bei Bast, Handlungs-
formen, in: von Bogdandy, Europäisches Verfassungsrecht, S. 479 (495), der „europäi-
schen Leistungsverwaltung" bei J.-P. Schneider, VVDStRL 2005, S. 238 (240, 249). Vgl. 
auch David, Inspektionen, S. 34. 

10 Zu den beteiligten Verwaltungsträgern Schmidt-Aßmann, Strukturen, in: ders./Hoff-
mann-Riem, Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts, S. 9 (15 ff.); ders., Ord-
nungsidee2, Kap. 7 Tz. 3 ff.; jüngst Winter, EuR 2005, S. 255 (256 ff.). 
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Vollzuges durch Organe der Mitgliedstaaten vollzogen.11 Mittlerweile hat 
auch die Tatsache allgemeine Verbreitung gefunden, daß diese beiden Mo-
delle nicht isoliert nebeneinander stehen. Vielmehr arbeiten die beteiligten 
Verwaltungsträger in vielfältiger Weise zusammen. Die Verwaltung des Ge-
meinschaftsraums ist also auch durch die Verwaltungskooperation der Ge-
meinschaft, im wesentlichen der Kommission, und der Mitgliedstaaten 
(„vertikale" Verwaltungskooperation) sowie der Mitgliedstaaten unterei-
nander („horizontale" Verwaltungskooperation) geprägt.12 

III. Die gemeinschaftliche Leistungsverwaltung als Oberbegriff 

Es erscheint aber angebracht, auch bezüglich der Verwaltung des Gemein-
schaftsraums eine Unterscheidung nach der Art der Verwaltungstätigkeiten 
vorzunehmen und infolgedessen diejenigen gemeinschaftlichen Politikbe-
reiche unter dem Oberbegriff der gemeinschaftlichen Leistungsverwaltung 
zusammenzufassen, in denen die Gemeinschaft finanzielle Mittel zur Poli-
tikgestaltung einsetzt. Dies läßt sich nicht zuletzt mit dem zunehmenden 
Gewicht rechtfertigen, das die Kommission und der Gemeinschaftsgesetz-
geber diesen Bereichen beimessen; die Artikel 53 bis 57 der neuen Haus-
haltsordnung sind hierbei nur der herausragende Teil der legislativen Akti-
vitäten. Auch die Summe der eingesetzten Mittel läßt es nicht als unange-
messen erscheinen, gleichfalls begrifflich auf eine gewisse Eigenständigkeit 
hinzuweisen. 

Gemeinschaftliche Leistungsverwaltung ist zu definieren als diejenige Ver-
waltungstätigkeit, durch die die Gemeinschaft mittels des Einsatzes eigener 
finanzieller Mittel Gemeinschaftsziele zu erreichen versucht, ohne dabei eine 
ihr unmittelbar zugute kommende Gegenleistung zu erhalten. 

Diese Definition ist enger als die oben angeführte13 Definition der staatli-
chen Leistungsverwaltung, da sie sich auf den Einsatz finanzieller Mittel 

" Grundlegend für diese allgemein anerkannte Unterscheidung Rengeling, Rechts-
grundsätze beim Verwaltungsvollzug des EG-Rechts, S. 9 ff.; siehe auch ders., VVDStRL 
1994, S. 202 (205 f.); Schmidt-Aßmann, Ordnungsidee2, Kap. 7 Tz. 7; Schwarze, Europä-
isches Verwaltungsrecht I, S. 25 ff.; Streinz, Europarecht7, Rn. 532 ff.; ders., in: ders., 
EUV/EGV, Art. 10 EGV Rn. 23 ff.; Stettner, in: Dauses, HdbEUWiR I (Grundwerk), B III 
Rn. 11 ff.; Curtin, Evolving EU Executive, S. 6.; kritisch allerdings Schroeder, AöR 2004, 
S. 3 (10). 

12 Grundlegend hierfür Schmidt-Aßmann, EuR 1996, S. 270 ff.; des weiteren ders., 
Ordnungsidee2, Kap. 7 Tz. 10 f.; ders., in: FS Steinberger, S. 1375 (insbesondere 1379 ff.); 
siehe auch Sommer, Verwaltungskooperation am Beispiel administrativer Informations-
verfahren; Sydow, Verwaltungskooperation; J. Hofmann, Rechtsschutz und Haftung; R. 
Pitschas, Gemeinschaftliche Verwaltungskooperation bzw. Priebe, Handlungsformen für 
Verwaltungskooperation, in: Hill/R. Pitschas, Europäisches Verwaltungsverfahrensrecht, 
S. 301 ff. bzw. S. 337 ff. 

13 Siehe Kap. 1 A.I. 
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beschränkt. Allerdings spielen die Bereitstellung von Einrichtungen und 
Sachleistungen auf gemeinschaftlicher Ebene derzeit kaum eine nennens-
werte Rolle und werden dies aller Wahrscheinlichkeit nach - schon auf-
grund fehlender primärrechtlicher Grundlagen - auch zukünftig nicht tun. 
Dasselbe gilt für indirekte Begünstigungen in Form von Steuervergünsti-
gungen oder Abgabenermäßigungen bzw. -erlassen. Einem Abfluß aus dem 
Vermögen der Gemeinschaft muß also stets eine Vermögensvermehrung auf 
Seiten des Empfangers gegenüberstehen. Leistungen der Gemeinschaft 
können folglich weitestgehend mit Zuwendungen im Sinne von § 14 HGrG, 
§ 23 BHO14 gleichgesetzt werden. 

Das Merkmal der fehlenden unmittelbaren Gegenleistung soll die ge-
meinschaftliche Leistungsverwaltung insbesondere von dem gemeinschaft-
lichen Beschaffungswesen abgrenzen.15 Zu betonen ist die fehlende „Un-
mittelbarkeit" der Gegenleistung; selbstverständlich ist, daß die Gemein-
schaft durch den Einsatz finanzieller Mittel mittelbar die Erreichung von 
nach dem Gemeinschaftsrecht legitimen Zielen fördern möchte und, damit 
die Leistungen rechtmäßig erbracht werden können, auch fördern muß. 

Zur gemeinschaftlichen Leistungsverwaltung in diesem Sinne zählen 
auch bestimmte Formen der Auftragsvergabe, bei denen die aufgrund des 
Auftrags erbrachten Leistungen unmittelbar Dritten zugute kommen. In 
dieser Form werden etwa große Teile der gemeinschaftlichen Außenhilfe 
erbracht.16 Die gewählte Definition schließt des weiteren nicht aus, daß mit 
Maßnahmen im Bereich der gemeinschaftlichen Leistungsverwaltung zu-
gleich ein Lenkungszweck verfolgt wird.17 

IV. Verhältnis zum gemeinschaftlichen Beihilfenrecht 

Demgegenüber nimmt das gemeinschaftliche Beihilfenrecht18 nach Art. 87 
ff. EGV keine zentrale Rolle in den nachfolgenden Ausfuhrungen ein. 
Dessen Gegenstand sind „staatliche oder aus staatlichen Mitteln gewährte 

14 Vgl. M. Rodi, Subventionsrechtsordnung, S. 35 f. 
15 Siehe dazu Art. 88 ff. HO 2002; Art. 116 ff. DVO HO 2002. Diese Vorschriften o-

rientieren sich an den Vorgaben für die Auftragsvergabe durch die Mitgliedstaaten; zu der 
damit verbundenen „Parallelisierung" Schmidt-Aßmann, Ordnungidee2, Kap. 7 Tz. 16. 
Siehe auch Prieß, Handbuch Vergabrecht3, S. 523 ff.; Schilling, EuZW 1999, S. 239 ff. 

16 Hierzu Kalbe, CMLR 2001, S. 1217 ff.; ders., EWS 2003, S. 355 ff. Vgl. z.B. EuG, 
Rs. T-185/94 - Geotronics, Slg. 1995,11-2795. 

17 Insofern umfaßt der hier verwendete Begriff der gemeinschaftlichen Leistungsver-
waltung auch Maßnahmen, die Schmidt-Aßmann (in: FS Steinberger, S. 1375 [1377]) dem 
Begriff der Lenkungsverwaltung zuordnen möchte. 

18 Hierzu umfassend Heidenhain, Europäisches Beihilfenrecht; Lübbig/Martin-Ehlers, 
Beihilfenrecht; Sánchez Rydelski, EU Beihilferecht; Koenig/Kühling/Ritter, EG-Beihil-
fenrecht2. 
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Beihilfen" (Art. 87 Abs. 1 EGV), also Beihilfen19 der Mitgliedstaaten, über 
deren Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt die Kommission wacht. 
Aus diesem Grunde ist es begrifflich exakter, von dem gemeinschaftlichen 
Beihilfenaw/szc/^srecht zu sprechen.20 Allerdings kommt auch in dieser 
Bezeichnung nicht die Erkenntnis zum Ausdruck, daß die Art. 87 ff. EGV 
und die hierauf beruhenden Vorschriften die mitgliedstaatliche Beihilfen-
tätigkeit in erheblichem Maße steuern.21 

Die Art. 87 ff. EGV können jedoch nicht völlig außer acht gelassen 
werden. Zum einen kann diesen Vorschriften möglicherweise eine Grenze 
für die gemeinschaftliche Leistungserbringung insofern entnommen wer-
den, als wettbewerbsverfälschende gemeinschaftliche Beihilfen an Unter-
nehmen oder Produktionszweige verboten sind.22 Zum anderen kann das 
gemeinschaftliche Beihilfenaufsichtsrecht bei von Gemeinschaft und Mit-
gliedstaat kofinanzierten Maßnahmen eine Rolle spielen. 

B. Die Bedeutung der gemeinschaftlichen LeistungsVerwaltung 

Im Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für das Haushaltsjahr 
2005 sind Ausgaben in Höhe von über 106 Milliarden Euro vorgesehen.23 

Bei einer Bevölkerungszahl von ungefähr 450 Millionen Einwohnern in den 
derzeit 25 Mitgliedstaaten darf die Gemeinschaft somit ungefähr 235 Euro 
pro Einwohner ausgeben. Einen Großteil der Ausgaben machen Sachaus-
gaben und somit gemeinschaftliche Leistungen aus.24 

Im folgenden sollen zunächst eine Einführung in die bedeutendsten 
Ausgabenbereiche (I), die auch im Rahmen der weiteren Untersuchungen 

19 Zum Begriff der Beihilfe i.S.v. Art. 87 Abs. 1 EGV ausfuhrlich Herrmann, ZEuS 
2004, S. 415 ff.; Müller-Graff, ZHR 1988, S. 403 (insbesondere 415 ff.); ferner Götz, in: 
Dauses, HdbEUWiR II (EL 4), H III Rn. 20 ff.; Grimm, Agrarrecht2, Rn. 375; Koe-
nig/Kühling, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 87 EGV Rn. 27 ff. 

20 So M. Rodi, Subventionsrechtsordnung, § 6; Huber, in: FS Brohm, S. 127 (131). 
21 Vgl. Koenig/Kühling, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 87 EGV Rn. 1 ff.; dies., EuZW 

1999, S. 517 (517 ff.). 
22 Siehe unten Kap. 2 B.VI.4. 
23 ABl. EU 2005 Nr. L 60/1-10. 
24 Genaue Angaben über den tatsächlichen Umfang der gemeinschaftlichen Leistungen 

sind nur schwer zu ermitteln, da eine strenge Trennung zwischen Verwaltungs- und ope-
rativen Ausgaben weiterhin nicht besteht. Des weiteren sollte man stets berücksichtigen, 
daß der durch das Europarecht ausgelöste Verwaltungsaufwand in den Mitgliedstaaten im 
Gemeinschaftshaushaltsplan nicht berücksichtigt ist, da dieser von der Gemeinschaft in 
aller Regel nicht ersetzt wird; vgl. z.B. Art 1 Abs. 4 VO (EG) 1258/1999 (Finanzierung 
GAP) betreffend Verwaltungs- und Personalkosten im Bereich der gemeinsamen Agrar-
politik. 
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eine wichtige Rolle einnehmen werden, sowie ein Überblick über weitere 
Einsatzgebiete gemeinschaftlicher Leistungen (II) gegeben werden. Im An-
schluß hieran sollen Funktionen gemeinschaftlicher Leistungen aufgezeigt 
werden (III). 

I. Einführung in die bedeutendsten Ausgabenbereiche 

Die Gemeinsame Agrarpolitik und die Strukturförderung sind immer noch 
diejenigen gemeinschaftlichen Politikbereiche, für die der weit überwie-
gende Teil der gemeinschaftlichen Finanzmittel zur Verfugung steht. Das 
Finanzinstrument für die Gemeinsame Agrarpolitik ist der auf der Grund-
lage von Art. 34 Abs. 3 EGV eingerichtete Europäische Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL). Gemäß Art. 159 Abs. 1 S. 3 
EGV werden die aus der Abteilung Ausrichtung des EAGFL finanzierten 
Maßnahmen jedoch zu den Ausgaben im Rahmen der Strukturforderung 
gerechnet. Deshalb soll nachfolgend zunächst auf die aus der Abteilung 
Garantie finanzierten Ausgaben des EAGFL eingegangen werden (1). An-
schließend sollen die aus den Strukturfonds und somit auch die aus der 
Abteilung Ausrichtung des EAFGL finanzierten Ausgaben näher untersucht 
werden (2). Im Bereich der sog. internen Politikbereiche nimmt die For-
schungs- und Technologieförderung des weiteren eine immer bedeutendere 
Rolle ein (3). Als letzter Ausgabenbereich soll schließlich noch die Bil-
dungsförderung, die gleichfalls zu den internen Politikbereichen gehört, 
ausführlicher behandelt werden (4). 

1. Aus der Abteilung Garantie finanzierte Ausgaben im Rahmen der 
Gemeinsamen Agrarpolitik 

Die Tätigkeit der Europäischen Gemeinschaft umfaßt nach Art. 3 Abs. 1 
lit. e EGV eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet der Landwirtschaft. Die 
Gemeinsame Agrarpolitik hat seit Gründung der Gemeinschaft eine über-
ragende Bedeutung im Rahmen der Tätigkeiten der Gemeinschaft einge-
nommen.25 Die Eckpunkte der letzten größeren Agrarreform wurden im Juni 

25 Ahner, Gemeinsame Agrarpolitik, in: Röttinger/Weyringer, Handbuch der europäi-
schen Integration2, S. 846: „Herzstück und Sorgenkind"; van Rijn, in: Groeben/Schwarze, 
EUV/EGV I6, Vorb. zu den Art. 32 bis 38 EGV Rn. 1: „Schlüsselthema der Einigungspoli-
tik"; Borchardt, in: FS Zuleeg, S. 473 (473): „wesentlicher Faktor der Integration"; Priebe, 
in; FS Steinberger, S. 1347 (1348): „die älteste und nach wie vor die am weitesten verge-
meinschaftete Sektorpolitik", „Schulbeispiel einer weitgehend gemeinschaftlichen Poli-
tik". Vgl. auch Grimm, Agrarrecht2, Rn. 373: „Die Landwirtschaft ist ein Wirtschafts-
zweig, der in seiner agrarpolitisch erwünschten Erscheinungsform ohne staatliche Förde-
rung nicht bestehen könnte." Borchardt (a.a.O. S. 473 f.) verweist darauf, daß für das 
Gemeinschaftsrecht grundlegende Urteile des Gerichtshofs in agrarrechtlichen Streitfällen 
getroffen und die möglichen Einwirkungen des Gemeinschaftsrecht auf das nationale 
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2003 vom Agrarministerrat beschlossen26 und in den nachfolgenden Mo-
naten in konkrete Rechtsakte umgesetzt27.28 

Die in ihrem Rahmen vorgenommenen Ausgaben haben stets einen be-
trächtlichen Teil der Gesamtausgaben ausgemacht: Im Gesamthaushaltsplan 
für das Haushaltsjahr 197429 waren für die Abteilung Garantie des EAGFL 
Mittel in Höhe von 3.513,1 Millionen Rechnungseinheiten (RE) bei einer 
Gesamthöhe der Mittel von 5.079,5 Millionen RE ausgewiesen; der Anteil 
der Agrarmarktausgaben betrug demzufolge 69,2 %. Für das Haushaltsjahr 
1989 stellte die Haushaltsbehörde im Gesamthaushaltsplan30 Mittel in Höhe 
von 28.247,3 Millionen ECU für die Agrarmarktausgaben zur Verfügung; 
dies machte bei einer Gesamthöhe der Mittel für Ausgaben von 44.837,8 
Millionen ECU einen Anteil von 63,0 % aus. Im ursprünglichen Gesamt-
haushaltsplan für das Haushaltsjahr 200431 schließlich waren für die Ab-
teilung Garantie Mittel für Zahlungen in Höhe von 40.082,5 Millionen Euro 
vorgesehen, was immer noch einem Anteil von 42,4 % an den Gesamtmittel 
in Höhe von 94.618,7 Millionen Euro entspricht. Der große Anteil der 
Landwirtschaft an den Gesamtausgaben erklärt sich vor allem aus der Tat-
sache, daß die Gemeinsame Agrarpolitik im Gegensatz zu den übrigen 
Gemeinschaftspolitiken nahezu ausschließlich aus Gemeinschaftsmitteln 
finanziert wird; es darf deshalb nicht übersehen werden, daß die nationalen 
Haushalte mit derartigen Ausgaben weitgehend nicht belastet sind.32 Den-
noch bleibt festzuhalten, daß hier ein Wirtschaftszweig mit dem Einsatz 
enormer öffentlicher Finanzmittel am Leben erhalten wird.33 

Recht weitestgehend im Agrarbereich geklärt worden sind; siehe auch Priebe, a.a.O. 
S. 1348. 

26 Dazu Fischler, SPEECH/03/326 „Die neue, reformierte Agrarpolitik". Zu früheren 
Reformen der GAP Thiele, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV2, Art. 34 EGV Rn. 29 ff.; 
Borchardt, in: Lenz/Borchardt, EUV/EGV3, Art. 34 EGV Rn. 65 ff.; ferner Borchardt, in: 
FS Zuleeg, S. 473 (475 ff.); Priebe, in: FS Steinberger, S. 1347 (1348). 

27 Siehe die in ABl. EU 2003 Nr. L 270 veröffentlichten Verordnungen des Rates vom 
29. September 2003. 

28 Überblick bei von Jeinsen, AgrarR 2003, S. 293 (293); Deutscher Bauernverband, 
Reform der GAP; auch Wendt/Elicker, DVB1. 2004, S. 665 (665). Borchardt (in: FS Zu-
leeg, S. 473 [474]) prognostiziert, daß diese Agrarreform „geradezu eine Spielwiese für 
Anwälte und Richter sein wird". 

29 ABl. EG 1974 Nr. L 115/1 
30 ABl. EG 1989 Nr. L 26/1. 
31 ABl. EU 2004 Nr. L 53. 
32 Borchardt, in: FS Zuleeg, S. 473 (474). 
33 Grimm, Agrarrecht2, Rn. 373. 
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a. Primärrechtlicher Rahmen 
Im dritten Teil des Vertrages finden sich die Regelungen über die Land-
wirtschaft34 an hervorgehobener Stelle sogleich im Anschluß an den ver-
traglichen Rahmen für den für die Gemeinschaft besonders bedeutsamen 
Bereich des freien Warenverkehrs. Bereits dies macht die Sonderstellung 
der Landwirtschaft deutlich.35 

aa. Überblick über die Regelungen 

Art. 32 Abs. 1 S. 1 EGV leitet in die Regelungen ein mit der aus heutiger 
Sicht wenig spektakulären Bestimmung36, daß der Gemeinsame Markt 
„auch" die Landwirtschaft und den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen umfasse. Diese Zugehörigkeit wird allerdings in Art. 32 Abs. 2 EGV 
unter den Vorbehalt anderweitiger Bestimmungen gestellt. Sodann wird der 
Begriff der Gemeinsamen Agrarpolitik in den Vertrag eingeführt: Gemäß 
Art. 34 Abs. 4 EGV muß mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse die Gestaltung 
der Gemeinsamen Agrarpolitik Hand in Hand gehen. Das Primärrecht geht 
also davon aus, daß die Einbeziehung der Landwirtschaft in den Gemeinsa-
men Markt angesichts ihrer Besonderheiten nicht im Wege der schlichten 
Anwendung der allgemeinen marktwirtschaftlichen Regeln erfolgen kann.37 

Art. 33 Abs. 1 EGV legt fünf Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik fest: 
Steigerung der Produktivität der Landwirtschaft, Gewährleistung einer an-
gemessenen Lebenshaltung der landwirtschaftlichen Bevölkerung, Stabili-
sierung der Märkte, Sicherstellung der Versorgung38 und Belieferung der 
Verbraucher zu angemessenen Preisen. Als Mittel zur Erreichung dieser 
Ziele schreibt Art. 34 Abs. 1 UAbs. 1 EGV die Schaffung einer gemeinsa-
men Organisation der Agrarmärkte vor. Hierfür werden in Art. 34 Abs. 1 
UAbs. 2 EGV drei Organisationsformen zur Verfügung gestellt, die je nach 

34 Hierzu schon umfassend Boest, Agrarmärkte, S. 49 ff. Zu vertraglichen Ansatz-
punkten für „Differenzierung und Dezentralisierung in der Gemeinsamen Agrarpolitik" 
Priebe, in: FS Steinberger, S. 1347 1349 f.). 

35 Grimm, Agrarrecht2, Rn. 374; ferner Borchardt, in: Lenz/Borchardt, EUV/EGV3, 
Art. 32 EGV Rn. 2 f. 

36 Zu den Überlegungen der Vertragsparteien bezüglich Art. 32 Abs. 1 S. 1 EGV H. P. 
Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, § 47 Rn. 1; Kopp, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 32 
EGV Rn. 5 ff.; H. Priebe, in: FS von der Groeben, S. 315 (315 ff.); Seidel, AgrarR 2000, 
S. 381 (381). 

37 Borchardt, in: Lenz/Borchardt, EUV/EGV3, Art. 32 EGV Rn. 4. 
38 Dieses Ziel stand bei Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ganz im 

Vordergrund, Grimm, Agrarrecht2, Rn. 379. 
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landwirtschaftlichem Erzeugnis39 zur Anwendung kommen sollen. Die 
angeführten Organisationsformen unterscheiden sich in der Intensität der 
Integration40 und nennen als fortgeschrittenste Integrationsstufe die euro-
päische Marktordnung. Inhaltlich kann die gemeinsame Organisation gemäß 
Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EGV alle zur Durchfuhrung des Artikels 33 erfor-
derlichen Maßnahmen einschließen, wobei Preisregelungen, Beihilfen für 
die Erzeugung und die Verteilung der Erzeugnisse, Einlagerungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen sowie gemeinsame Einrichtungen zur Stabilisierung 
der Ein- und Ausfuhr beispielhaft („insbesondere") angeführt werden. Als 
Instrument zur Finanzierung der sich aus der gemeinsamen Organisation der 
Agrarmärkte ergebenden Ausgaben ermöglicht Art. 34 Abs. 3 EGV die 
Schaffung eines oder mehrerer Ausrichtungs- oder Garantiefonds für die 
Landwirtschaft. Gleichfalls zur Erreichung der Ziele des Art. 33 Abs. 1 
EGV beitragen sollen die in Art. 35 EGV vorgesehenen ergänzenden Maß-
nahmen. Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EGV schließlich legt die Rechtsetzung in 
die Hände des Rates, der diese auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhörung des Europäischen Parlaments mit qualifizierter Mehrheit41 in der 
Form von Verordnungen, Richtlinien oder Entscheidung und damit in Form 
aller Rechtsakte, die der Vertrag in Art. 249 ausdrücklich erwähnt, wahr-
nehmen kann. 

bb. Anmerkungen 

Die Regelungen über die Landwirtschaft schreiben der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik (GAP) in erster Linie die Aufgabe einer Agrarwariipolitik zu. 
Dies wird besonders deutlich in dem Ziel der Stabilisierung der Märkte in 
Art. 33 Abs. 1 lit. b EGV. Auch die in Art. 34 Abs. 2 UAbs. 1 EGV ge-
nannten Beispiele für mögliche Maßnahmen im Rahmen der gemeinsamen 
Organisation der Agrarmärkte erfassen klassische Instrumente einer Agrar-
marktpolitik. Es ist jedoch unverkennbar, daß die Gemeinsame Agrarpolitik 
auch eine Agrarsirwiiwrpolitik umfassen soll. Dies läßt sich schon anhand 
der im Vertrag verwendeten Begrifflichkeiten nachweisen. Art. 159 Abs. 1 
S. 3 EGV ordnet nämlich die Abteilung Ausrichtung des auf der Grundlage 
des Art. 34 Abs. 3 EGV errichteten Europäischen Ausrichtungs- und Ga-
rantiefonds für die Landwirtschaft den gemeinschaftlichen Strukturfonds 

39 Eine Definition dieses Begriffs findet sich in Art. 32 Abs. 1 S. 2 EGV. Andererseits 
verweist Art. 34 Abs. 3 EGV für die Erzeugnisse, die unter die folgenden Bestimmungen 
fallen, auf einen Anhang zum EGV. Zum Verhältnis dieser beiden Vorschriften van Rijn, 
in: Groeben/Schwarze, EUV/EGV I6, Art. 32 EGV Rn. 4 f. 

40 Vgl. Borchardt, in: Lenz/Borchardt, EUV/EGV3, Art. 34 EGV Rn. 3; ferner Priebe, 
in: FS Steinberger, S. 1347 (1349); dort auch der Hinweis, daß der Gemeinschaftsgesetz-
geber die Erforderlichkeit für die jeweils intensivere Integration nicht ausdrücklich recht-
fertigen muß. 

41 Zu den Voraussetzungen der qualifizierten Mehrheit Art. 205 Abs. 2 EGV. 
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zu. Des weiteren sind bei der Gestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik 
gemäß Art. 33 Abs. 2 lit. a EGV auch die strukturellen Unterschiede der 
verschiedenen landwirtschaftlichen Gebiete zu berücksichtigen. Schließlich 
enthalten die Mittel, die nach Art. 33 Abs. 1 lit. a EGV zur Steigerung der 
Produktivität der Landwirtschaft beitragen sollen, zumindest auch struk-
turpolitische Aspekte.42 

Die Agrarmarkt-, nicht aber die Agrarstrukturpolitik gehört zu den Be-
reichen, die - zumindest teilweise43 - in die ausschließliche Zuständigkeit 
der Gemeinschaft im Sinne von Art. 5 Abs. 2 EGV fallen.44 Dies wird schon 
an den Fassungen der vertraglichen Vorschriften deutlich: Eine gemeinsame 
Organisation der Agrarmärkte wird geschaffen; demgegenüber können er-
gänzende, in ihrer Zielrichtung eher strukturpolitisch angelegte Maßnahmen 
im Sinne von Art. 35 EGV getroffen werden. Bei letzterem sieht der Vertrag 
auch ausdrücklich die Möglichkeit der Kofinanzierung vor. 

Die Ziele der GAP in Art. 33 Abs. 1 EGV lassen sich nicht alle zugleich 
in demselben Maße erreichen. Eine stetige Steigerung der Produktivität 
(lit. a) kann zwar die Versorgung sicherstellen (lit. d); sie kann jedoch auch 
zu Überschüssen fuhren, die den Markt destabilisieren (lit. c) und die Preise 
sinken lassen (lit. b). Während die Verbraucher naturgemäß an preiswerten 
Gütern interessiert sind (lit. e), hoffen die Erzeuger auf ein hohes Ein-
kommen (lit. b). Erforderlich ist demzufolge, daß der Gesetzgeber einen 
angemessenen Ausgleich vornimmt, dessen Grenzen erst dann überschritten 
sein dürften, wenn ein Ziel völlig auf Kosten eines anderen vernachlässigt 
würde.45 Die Gemeinschaftsorgane müssen - so der Europäische Gerichts-
hof - bei der Verfolgung der Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik ständig 
den Ausgleich sicherstellen, den etwaige Widersprüche zwischen den ver-

42 Vgl. van Rijn, in: Groeben/Schwarze, EUV/EGV I6, Art. 33 EGV Rn. 6. 
43 Vgl. Priebe, in: FS Steinberger, S. 1347 (1366). 
44 Zuleeg, in: Groeben/Schwarze, EUV/EGV I6, Art. 5 EGV Rn. 8. Siehe schon EuGH, 

Rs. 68/76 - Kommission/Frankreich, Slg. 1977, 515 (Rn. 20/23): „Das Fehlen einer sol-
chen Organisation (d.h. einer gemeinsamen Marktorganisation im Sinne von Art. 34 Abs. 1 
UAbs. 1 EGV, Anmerkung des Verfassers) schafft auch keinen rechtsfreien Raum, den die 
Mitgliedstaaten ausfüllen dürften, denn die Artikel 39 bis 46 (nunmehr: Artikel 33 bis 38) 
bleiben stets anwendbar. Eben wegen der Kompetenzübertragung auf eine Gemeinschaft 
und ihrer tragenden Gründe dürfen nach dem Ende der Übergangszeit Probleme (. . .) nur 
mit Hilfe im Interesse aller Erzeuger und Verbraucher der Gemeinschaft getroffener 
Maßnahmen der Gemeinschaft gelöst werden." In Art. 1-14 Abs. 2 EV wird „die Landwirt-
schaft" dagegen als Hauptbereich der geteilten Zuständigkeit eingeordnet. Siehe aber auch 
von Bogdandy/Bast, EuGRZ 2001, S. 441 (448); Borchardt, in: Lenz/Borchardt, 
EUV/EGV3, Art. 37 EGV Rn. 10 f. 

45 Hierzu und zu den einzelnen Zielen ausfuhrlich van Rijn, in: Groeben/Schwarze, 
EUV/EGV I6, Art. 33 EGV Rn. 3 f, 6 ff.; Boest, Agrarmärkte, S. 107 ff.; Usher, EC 
Agricultural Law2, S. 34 ff.; Kopp, in: Streinz, EUV/EGV, Art. 33 EGV Rn. 5 ff.; siehe 
auch Borchardt, in: FS Zuleeg, S. 473 (484); Craig, ELRev 2003, S. 840 (856). 


